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Gesetz 
vom 3. Oktober 2019 

über die Abänderung des Bankengesetzes 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich 
Meine Zustimmung:1 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 21. Oktober 1992 über die Banken und Wertpapier-
firmen (Bankengesetz; BankG), LGBl. 1992 Nr. 108, in der geltenden 
Fassung, wird wie folgt abgeändert: 

Überschrift vor Art. 30p 

D. Verhältnis zu Drittstaaten 

Art. 30p 

Informationsaustausch, Überwachung, Überprüfung vor Ort und 
Ermittlungen 

1) Die FMA arbeitet im Rahmen ihrer finanzmarktaufsichtsrechtli-
chen Aufgaben mit den zuständigen Behörden eines Drittstaates bei einer 
Überwachung, einer Überprüfung vor Ort, bei Ermittlungen oder bei 
der Übermittlung von Informationen unter sinngemässer Anwendung 
der Art. 30h und 30i eng zusammen. 
 
1 Bericht und Antrag der Regierung Nr. 94/2019 
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2) Im Übrigen richtet sich die Zusammenarbeit mit zuständigen Be-
hörden eines Drittstaates vorbehaltlich Abs. 1 und Art. 30q nach Art. 26b 
Abs. 3 und 4 FMAG. 

Art. 30q 

Kooperationsvereinbarungen 

1) Die FMA kann mit den zuständigen Behörden von Drittstaaten 
Kooperationsvereinbarungen über den Informationsaustausch abschlies-
sen, wenn: 
a) der Informationsaustausch der Wahrnehmung von Aufsichtsaufgaben 

dient; 
b) für die Weitergabe von Informationen eine nach Art. 31a gleichwertige 

berufliche Geheimhaltungspflicht besteht; und 
c) sichergestellt ist, dass die Informationen aus einem anderen EWR-Mit-

gliedstaat nur mit ausdrücklicher Zustimmung der übermittelnden 
Behörden und gegebenenfalls nur für Zwecke weitergegeben werden, 
denen diese Behörden zugestimmt haben. 

2) Die FMA kann Kooperationsvereinbarungen über den Informati-
onsaustausch mit Behörden, Stellen und natürlichen oder juristischen 
Personen von Drittstaaten abschliessen, die dafür zuständig sind: 
a) Banken, Finanzinstitute, Versicherungsunternehmen, Wertpapierfir-

men, UCITS-Verwaltungsgesellschaften, AIFM oder Finanzmärkte 
zu beaufsichtigen; 

b) Abwicklungen, Insolvenzverfahren und ähnliche Verfahren bei Ban-
ken, Finanzinstituten oder Wertpapierfirmen durchzuführen; 

c) in Wahrnehmung ihrer Aufsichtsbefugnisse die Pflichtprüfung der 
Rechnungslegung von Banken, Finanzinstituten, Versicherungsun-
ternehmen und Wertpapierfirmen vorzunehmen oder in Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben Entschädigungssysteme zu verwalten; 

d) die an der Abwicklung und an Insolvenzverfahren oder ähnlichen 
Verfahren in Bezug auf Banken, Finanzinstitute oder Wertpapierfir-
men beteiligten Stellen zu beaufsichtigen; 

e) die Personen zu beaufsichtigen, die die Pflichtprüfung der Rechnungs-
legungsunterlagen von Banken, Finanzinstituten, Versicherungsun-
ternehmen oder Wertpapierfirmen vornehmen; oder 
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f) zwecks Sicherung eines Gesamtüberblicks über die Finanz- und 
Spotmärkte die Personen zu beaufsichtigen, die an den Märkten für 
Emissionszertifikate oder für Derivate auf landwirtschaftliche Grund-
erzeugnisse tätig sind. 

II. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Kundmachung in Kraft. 

In Stellvertretung des Landesfürsten: 
gez. Alois 
Erbprinz 

gez. Adrian Hasler 
Fürstlicher Regierungschef 
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